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Vorwort

„Hilfe statt Bevormundung“ versprachen das 1992 in Kraft getretene Be-
treuungsrecht und das gleichzeitig reformierte Unterbringungsverfahrens-
recht.

Ob ein derartiges Versprechen eingehalten kann, hängt von vielen Fakto-
ren ab: von der Akzeptanz Schwächerer durch Staat und Gesellschaft so-
wie den richtigen Grundentscheidungen des materiellen Betreuungs- und
Unterbringungsrechts, von der notwendigen sozialen Infrastruktur und
den notwendigen finanziellen Ressourcen, von der richtigen Schulung und
Intention der Rechtsanwender, aber auch von einem Verfahrensrecht, das
den Schwächeren achtet und es überhaupt erst ermöglicht, zu sachgerech-
ten Entscheidungen zu gelangen. Ergebnis der sozialen Dynamik von Be-
treuungs- und Unterbringungsrecht ist es, dass – obgleich Bestandteil des
Verfahrens der Freiwilligen Gerichtsbarkeit – zwischenzeitlich von einem
eigenständigen Recht des Betreuungs- und Unterbringungsverfahrens ge-
sprochen werden kann.

Dessen konzentrierte Darstellung steht im Zentrum dieses Buches, das
sich gleichermaßen an Richterinnen und Richter, Rechtspflegerinnen und
Rechtspfleger, Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte richtet wie an Leh-
rende und Studierende in Universitäten und Fachhochschulen, an Betreu-
erinnen und Betreuer, an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Betreu-
ungsbehörden, Betreuungsvereinen, Gesundheitsbehörden und Kliniken
sowie an rechtlich interessierte Laien. Neben der Darstellung der verfah-
rensrechtlichen Strukturen, Rechte, Situationen und – auch praktischen –
Fragen nicht vergessen werden jedoch die notwendigen Bezüge zum
materiellen Recht sowie die Einordnung des geltenden Rechts in die
rechtspolitische Entwicklung.

Insoweit beruht die Darstellung zum Teil auch auf Erfahrungen, die der
Verfasser in einem Landesjustizministerium bei Begleitung und Umset-
zung des (ersten) Betreuungsrechtsänderungsgesetzes 1998 und noch bei
Konstituierung der zur Vorbereitung des 2. Betreuungsrechtsänderungs-
gesetzes eingerichteten Bund-Länder-Arbeitsgruppe Betreuungsrecht
sammeln konnte. Ziel ist deshalb auch, den zumeist nur in bestimmten
Segmenten des Betreuungs- oder Unterbringungsverfahrens tätigen
Rechtsanwendern einen stärker konzeptionellen Blick auf die Gesamtheit
des Betreuungs- und Unterbringungswesens zu ermöglichen und damit
einen Blick auf die Rahmenbedingungen rechtlicher Entscheidungen.
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Die Darstellung berücksichtigt bereits die durch das 2. Betreuungsrechts-
änderungsgesetz eingetretenen Rechtsänderungen. Für eilige Leser emp-
fiehlt sich insoweit der erste Überblick unter Abschnitt D. Die Diskussion
um ein sich auf die Wahrung der Patientenautonomie konzentrierendes
weiteres Betreuungsrechtsänderungsgesetz wird gestreift.

Literatur wurde in einer Auswahl berücksichtigt. Rechtsprechung – insbe-
sondere auch diejenige des künftig leider fortfallenden Bayerischen
Obersten Landesgerichts – wurde bis April 2005 ausgewertet. Im Anhang
sind die wichtigsten aktuellen Vorschriften des Verfahrens- und Vergü-
tungsrechts auszugsweise abgedruckt. Anregungen und Verbesserungsvor-
schläge nehme ich gerne entgegen.

Schleswig, im Mai 2005 Martin Probst
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